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Während die Truppen Russlands Tei- 
le der Ukraine in Schutt und Asche 
legen, schaffen dies bundesrepubli- 
kanische Politiker ganz ohne Waffen. 


Die Zerstörung unserer Volks- 
wirtschaft, verbunden mit der Ver- 
armung großser Bevölkerungsteile, ist 
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die Folge sozialistischer und kommu- 
nistischer Utopien. Überall dort, wo 
sie ihr Unwesen treiben, hinterlassen 
sie verbrannte Erde. 


In Deutschland ist eine bürgerliche 
Opposition, die diesen als rot-grüne 
Sozialisten getarnten Traumtänzern 


+ 
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wei 
kungen für ihren Einkauf: 


Einhalt gebieten könnte, spätestens 
seit der Ära Merkel nicht mehr exis- 
tent. Die letzten Kräfte, die sich der 
Zerstörung entgegenstellen, werden 
diffamiert, denunziert und in den 
wirtschaftlichen und sozialen Ruin 
getrieben. 


a hN 


wir möchten weiterhin die Versorgung 
aller Kunden gewährleisten, daher 


abzusehen. Vielen Dank für Ihre Faimess. 
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schaffen ohne Waffen 


Die Unionsparteien kneifen fei- 
ge vor einem angeblichen Zeitgeist, 
der nichts anderes ist als eine ideolo- 
gisch-mediale Nebelkerze. 


Die Parole: "Armut für Alle" 
könnte in Deutschland schon bald 
Realität werden. 
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Still ruht 
die Bahn 


Es geht schon los! Von den 
meisten Medien kaum be- 
achtet, standen die Räder 
schon mal still. Nur auf- 
merksame Leser konnten 
es z.B. in den Dresdner 
Neuesten Nachrichten 
vom 25.3.2022 in einer 
kleinen Meldung auf Seite 
7 lesen: 


DB Energie stoppt 
Güterzüge 


Strom reichte auch 
in Mitteldeutschland 
nicht aus. 
Dresden/Leipzig. 
Unter Eisenbahnern 
machte in den Sozialen 
Medien diese Nach- 
richt am Mittwoch die 
Runde: „Im gesamten 
Bundesgebiet werden 
aufgrund mangelhaf- | 
ter Energieversorgung 
durch die DB Energie 
Güterzüge kontrolliert 
in Ausweichen gefah- 
ren beziehungsweise 
in Häfen und Rangier- 
bahnhöfen zurückge- 
halten.” Auch in Sach- 
sen und den anderen 
beiden mitteldeut- 
schen Ländern blieben 
Güterzüge stehen. Der 
Personenverkehr war 
davon nicht betroffen. 


Eine Sprecherin der 
Deutschen Bahn be- 
stätigte auf Anfra- 
ge, dass DB Energie 
Züge im Güterverkehr 
zum Halten aufge- 
fordert hat. Sie teilte 
weiter mit, dass es in 
der Nacht zu Mitt- 
woch bei geplanten 
Wartungsarbeiten zu 
technischen Schwie- 
rigkeiten gekommen 
ist. „Um das Netz sta- 
bil zu halten, mussten 
vorübergehend Teile 
des Zugverkehrs pau- 
sieren. Die Störung 
konnte in weniger als 
zwei Stunden behoben 
werden, die Züge fah- 
ren seitdem wieder.” 


Neugierig geworden? 


Hier finden Sie noch 


weitere Informationen: 
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Es wird kalt und 
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dunkel in Deutschland! 


Für hunderttausende Haushalte könnte der kommende Win- 


ter richtig hart werden! Die explodierenden Preise für Öl, Gas 


und Strom werden, auch in Erwartung beträchtlicher Nach- 


zahlungen, in vielen Wohnungen für dunkle, kalte Tage und 


Wochen sorgen. Millionen Pendler, die auf ihr Auto ange- 
wiesen sind, werden sich wegen der immer weiter steigen- 


Noch viel verheerender ist allerdings die Kälte in den 
Herzen und die Finsternis in den Köpfen unserer bun- 
desrepublikanischen „Eliten“. Gnadenlos werden die 
Lebensgrundlagen unseres Volkes durch Überfremdung, 
Klima- und Energiepolitik und durch die Vernichtung 
unseres Wohlstandes zielgerichtet zerstört. 


Wenn es windstill ist und die 
Sonne nicht scheint, wird es 
kalt und dunkel in Deutsch- 
land! 


Einstmals forderte ein 
Herr Morgenthau, dessen 
Namen die jüngeren Gene- 
rationen der Deutschen we- 
gen fehlendem oder lücken- 
haftem Geschichtsunterricht 
kaum noch kennen, den 
„Kohlenpott”, das Ruhrge- 
biet in Nordrhein-Westfa- 
len, stillzulegen: 


„Hier liegt das Herz der 
deutschen Industriemacht. 
Dieses Gebiet soll nicht nur 
vollkommen demontiert, 
sondern auch so weit ge- 
schwächt und kontrolliert 
werden, dass es in absehba- 


‚rer Zeit nicht mehr zu einem 


Industriegebiet werden 
kann. Aus den Bergwerken 
sollen alle Ausrüstungen 
entfernt und die Bergwerke 
geschlossen werden.” 


Inzwischen ist diese 
Forderung erfüllt worden; 
nicht nur im Ruhrgebiet 
und nicht nur auf Bergwer- 
ke beschränkt. Angefangen 
von der CDU (Zitat aus dem 


Jahr 1962: „Von der tech- . 


nisch-wirtschaftlichen Ent- 
wicklung diktiert, muss der 
Bergbau den Rückzug auf 
einschmaleres Absatzterrain 
antreten”) bis zum vielge- 
schätzten Herrn Bundesprä- 
sidenten Steinmeier (SPD), 
dem bei der Schließung der 
letzten Steinkohlenzeche in 
Bottrop im Jahr 2018 unter 
Mediengetümmel und Blitz- 
lichtgewitter ein letzter Koh- 
lebrocken überreicht wurde, 
hat sich Deutschland selbst 
in Abhängigkeit von auslän- 
discher Energie begeben. 


Unter dem Jubel der 
(noch!!!) wohlstandsver- 
wöhnten „Fridays-for-Futu- 
re“-Klimakinder ging und 
geht es in diesem Sinne wei- 


_ ter: Stromerzeugende Koh- 
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lekraftwerke, Kokereien, die 
modernsten Atomkraftwer- 


ke Europas und auch die 
Braunkohlegruben werden 
stillgelegt, zugeschüttet und 
abgerissen. Schöner hätte es 
sich der Deutschenhasser 
Morgenthau nicht erträu- 
men können! 


Jetzt bibbern unsere Da- 
men und Herren Volksver- 
treter vor Furcht, die Gas-, 
Öl- und Kohleversorgung 
könnte zusammenbrechen 
und die übrige Industrie, 
soweit sie aus Kosten- und 
Klimagründen noch nicht 
ausgewandert ist, müsste 
die Produktion einstellen. 
Ihr Rat und ihr moralischer 
Aufruf an die Bevölkerung: 

„FRIEREN FUR 

DEN FRIEDEN!“ 

Parallel dazu werden zur 
„Klimarettung“ weiterhin 
Landwirtschaftsflächen mit 
EU-Prämien stillgelegt, das 
Höfesterben geht weiter und 
die Lebensmittelpreise wer- 
den für viele kaum mehr 
bezahlbar. Für die wird es 
dann wohl heißen: 


„HUNGERN FÜR 
DEN FRIEDEN!“ 
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den Diesel- und Benzinpreise an anderer Stelle einschränken 
müssen. Die Ampelregierung liefert also genau das, was der 
Wähler bei der letzten Wahl bestellt hat: rot/grünen Verzicht! 

Die rot/grünen Klima-, Wirtschafts- und Energiepolitiker 
arbeiten fleißig daran, unseren Wohlstand zielgerichtet zu 


zerstören. 


Sperrstunde droht 


Nur ältere Leser können sich 
noch an diesen Begriff und 
an Zeiten erinnern, in denen 
das Licht ausging: „Sperr- 
stunde!” 

In der sozialistischen 
Planwirtschaft waren Strom- 
ausfälle bis in die 80er Jahre 
an der Tagesordnung. 


Jeder weiß, dass der 
Strombedarf in den nächs- 
ten Jahren gigantisch steigen 
wird und weder von Wind- 
rad-Wäldern noch durch 
Solar-Äcker gedeckt werden 
kann. 


Von dieser Tatsache in 
die Ecke gedrängt, entfuhr 
Olaf Scholz (SPD) im letzten 
Bundestags-Wahlkampf ein 
verräterischer Satz. Wort- 
wörtlich kündigte er an, 
„dass ich den Strombedarf 
per Gesetz festlege, den wir 
erreichen müssen, wenn wir 
2045 CO,-neutral wirtschaf- 
ten wollen.” 


Auf gut deutsch also: Al- 
len Fabriken, jedem Betrieb, 
Geschäft oder Haushalt soll 
gesetzlich vorgeschrieben 
werden, wie viel Strom sie 
verbrauchen dürfen. Am 
Ende wird es so aussehen: 
Stromrationierung, Zutei- 
lung und Stromsperre bei 
gesetzwidrigem Mehrver- 
brauch. 


Total-Black-Out 


Seit Jahren warnen Fachleute 
auch vor einem sogenannten 
Total-Black-Out, wenn wir in 
Deutschland gleichzeitig aus 
der Atom-Energie und aus 
der Kohle aussteigen. 


Die superschlauen „Gre- 
tas“ und „Annalenas” aber 
treiben die Politik weiter vor 
sich her. 


Da schon im letzten Jahr 
weder die Sonne kräftig ge- 
nug schien noch der Wind 
heftig genug blies, mussten 
mit Kohle, Kernenergie und 
Erdgas Kapazitäten hochfah- 
ren werden, um einen Black- 
Out zu verhindern. 


Noch so viele Photovol- 
taik-Anlagen auf unseren 
Dächern oder Windräder in 
unseren Wohngebieten nut- 
zen etwas, wenn weder Son- 


ne noch Wind ausreichend 
zur Verfügung stehen. 


Die Preise für Gas, Öl und 
auch für Kohle gehen durch 
die Decke - weitere Preisstei- 
gerungen für den kommen- 
den Winter sind für Mieter, 
Hausbesitzer und Autofah- 
rer unausweichlich. 


Bereits jetzt nähert sich 
der Spritpreis dem grünen 
Traum von fünf DM (umge- 
rechnet 2,56 Euro) pro Liter 
Benzin. Der Staat verdient 
mehrfach mit - nicht zuletzt 
durch die Mehrwertsteuer, 
die mit steigenden Preisen 
mehr Geld in die leeren Kas- 
sen spült. 


Alles schlimm genug - 
richtig schlimm wird es al- 
lerdings, wenn unser Strom- 
netz zusammenbrechen 
sollte! 


Das Büro für Technikfol- 
genabschätzung beim Deut- 
schen Bundestag warnt seit 
Jahren davor: 


„Die Folgenanalysen 
haben gezeigt, dass be- 
reits nach wenigen Tagen 
im betroffenen Gebiet die 
flächendeckende und be- 
darfsgerechte Versorgung 
der Bevölkerung mit le- 


bensnotwendigen Gütern 


und Dienstleistungen nicht 
mehr sicherzustellen ist. 
Die öffentliche Sicherheit 
ist gefährdet, der grund- 
gesetzlich verankerten 
Schutzpflicht für Leib und 


Leben seiner Bürger kann 


der Staat nicht mehr gerecht 
werden.” | 

Aber was kümmert die 
Politiker die Schutzpflicht 
gegenüber dem Bürger - Kli- 
maschutz hat Vorrang! 


© „Es bleibt da- 
bei, dass die För- 
derung erneuerba- 
rer Energien einen 
 durchschnittlichen 
Haushalt nur rund 
1 Euro im Monat 
kostet - so viel wie 
eine Kugel Eis.“ 

Jürgen Trittin (2004) 


Kontakt und Nachbestellung: 


FK UN e.V., 
Postfach 101240, 45012 Essen 
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Tel. 0208 / 6201 3781 
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„Gebt uns vier Jahre Zeit, 
und Ihr werdet Deutschland 
nicht wiedererkennen!“ 


„Wir erleben eine 


So ähnlich tönte es schon 
1937 im Reichstag, genau so 
scheint es 85 Jahre später, 
im „freiesten Deutschland, 
das wir je hatten“, umge- 
setzt zu werden. 


Die Schuldigen für die 
explodierenden Energieprei- 
se heißsen weder Putin noch 
Xi Jinping, sondern Habeck, 
Baerbock und ihre grüne Po- 
litik - unter tatkräftigem To- 
lerieren einer CDU/CSU. 


Weder liefert Putin we- 
niger Gas als vertraglich 
vereinbart, noch kann man 
den Chinesen den Vorwurf 
wegen eines ungebremsten 
Energiehungers machen. 


Vielmehr sind die steigen- 
den Preise für Strom, Sprit 
und Gas das Ergebnis politi- 
scher Fehlentscheidungen in 
Deutschland und Europa. 


Benzin, Strom, Gas und 
Heizöl gehören zu den 
„Grundbedürfnissen” und 
lassen sich allenfalls in Gren- 
zen einschränken - komplett 
darauf zu verzichten hie- 
ße im vorindustrialisierten 
Zeitalter anzukommen. Der 
Hinweis der grünen „Klima- 
= schützer” klingt wie Hohn, 
wenn sie empfehlen, den 
Verbrauch zu reduzieren. 


Eine Durchschnittsfami- 
lie muss bereits jetzt einen 
hohen Anteil ihres Einkom- 
mens für eine warme Woh- 
nung oder für das Benzin 
zum Arbeitsplatz ausgeben. 
Der Wochenendausflug mit 
dem Auto wird zum Luxus 
- inflationär steigende Preise 
machen einen entspannten 
Jahresurlaub quasi unmög- 
lich. Immer mehr Familien 
verschulden sich - allein im 
Jahr 2020 wurde 230.000 Ver- 
brauchern der Strom abge- 
stellt, die Gaszufuhr wurde 
24.000 Haushalten gesperrt. 


Die Familien sind aber 
nur das letzte Glied in der 
Kette der Leidtragenden. Es 
geht los im produzierenden 
Gewerbe, über Lieferketten 
bis hin zum Einzelhandel, 
der die explodierenden Prei- 
se weitergeben muss. Die 
Horrorpreise bei Strom und 
Gas sind für viele Industrie- 
zweige existenzbedrohend. 
Hunderttausende 
plätze stehen auf dem Spiel - 
entweder gehen die Firmen 
hier in Deutschland pleite 
oder sie verlagern ihre Pro- 
duktion ins Ausland. Der Ef- 
fekt ist für den Arbeitnehmer 
der gleiche, er ist arbeitslos 
und wird bei einer abflauen- 
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Arbeits- 


den Konjunktur nur schwer 
wieder Arbeit finden. Dies 
um so weniger, da es sich bei 
den meisten um hochqualifi- 
zierte Facharbeiter handelt, 
die nicht mal eben als Sozi- 
alarbeiter, Streetworker oder 
Flüchtlingsbetreuer umzu- 
schulen sind. 

Schauen wir uns bei- 
spielsweise die Entwicklung 
der Gaspreise an: Diese stie- 
gen um über 100 Prozent - 
ein Ende ist nicht abzusehen. 
Ein Grund liegt darin, dass 
der Wind und die Sonne im 
letzten Jahr nicht so wollten, 
wie es die Grünen geplant 
hatten. Kohle und Gas muss- 
ten verstromt werden, um 
den benötigten Strombedarf 
für die Wirtschaft und für 
die Privathaushalte liefern 
zu können. 


Außerdem sprang die 
Wirtschaft in Asien schneller 
wieder an, als es die „Wirt- 
schaftsweisen” vermutet 
hatten. 


Da sich letztes Jahr die 
Gasspeicher in Deutschland 
aufgrund fehlender Sonne 
und flauen Windes immer 
mehr leerten, griff das alte 
Gesetz nach Angebot und 
Nachfrage. So wurde unter 
anderem auch bei uns die 
Kohle wieder wettbewerbs- 
fähig, da sie sich billiger 
verstromen ließ als das teu- 
re Gas. Dies haben natürlich 
auch die Chinesen erkannt 
und fahren dementspre- 
chend ihre Kohleförderung, 
aber eben auch deren Ver- 
brennung, nach oben. 


Durch das Hochfahren 
der Kohlekraftwerke stieg 
auch die Nachfrage nach 
Emissions-Berechtigungen, 
was wiederum deren Preis in 
die Höhe trieb und die Preis- 
spirale weiterdrehen lief. 


„Er ist da, der 


Preisschock. 

Gut so! Denn 

nur wenn Öl 
und Gas spür- 


bar teurer wer- 


den, kriegen 
wir die Erder- 
wärmung in 
den Griff.“ 


Detlef Flintz, 
WDR-Redakteur 
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Den Staat freut es, ver- 


dient er doch bei jeder Ver- 


teuerung durch die- Mehr- 


wertsteuer kräftig mit. Der 


unverhoffte Geldsegen er- 
höht sich außerdem durch 
die in Deutschland einge- 
führte CO,-Abgabe noch 
einmal beträchtlich. 


Viele Verbraucher ma- 
chen sich nicht klar, in wel- 
chem Umfang der Staat 
durch Steuern mitverdient 
- ganz maßsgeblich durch die 
Mehrwertsteuer, die ganz 
zum Schluss, auch auf die 


bereits enthaltenen Steuern, 


draufgeschlagen wird. 

Bei Sprit und Strom liegt 
der staatliche Anteil am End- 
preis in Deutschland aktuell 
bei mehr als der Hälfte, bei 
Heizöl ist es rund ein Drittel, 
bei Gas ein Viertel. 


Läge dieser Regierung 
ernsthaft daran, die Verbrau- 


„Die Ki- 
lowatt- 
stunde, 
-die ich 
nicht 
verbrau- 
che, ist 
am bil- 
ligsten.“ 


Katarina Barley, 
EU-Vize- 
präsidentin 
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Und das 


bedeutet: 


Welt danach 
ist nicht mehr. 
dieselbe wie 
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cher schnell zu entlasten, 
könnte sie bereits morgen ei- 
nen Teil der Steuerlast nach- 
lassen - das will und wird sie 
aber nicht tun. 


Die Menschen sollen um- 
erzogen werden - sie sollen 
wortwörtlich am eigenen 
Leib erfahren, was es bedeu- 
tet, wenn sie nicht so spuren, 
wie es aus Berlin vorgegeben 
wird. 

Einige europäische Län- 
der entlasten ihre Bürger, so 
etwa Polen. Die Mehrwert- 
steuer auf Benzin wurde von 
23 auf acht Prozent gesenkt, 
was den Preis umgehend fal- 
len ließ. Frankreich hat schon 
im Oktober letzten Jahres 
acht Milliarden Euro in die 
Hand genommen, um die 
Energiepreise zu deckeln. 

Dies ist aber alles nicht 
im Sinne der bundesdeut- 
schen Grünen. Im Gegenteil, 


„Somit benötigen 
wir Maßnahmen 
zur Bewältigung 
des Klimawandels, 

die analog zu den 

Einschränkun- 

gen der personli- 

chen Freiheit in 

der Pandemie-Be- 
käampfung sind.“ 


Karl Lauterbach, SPD 


die Welt 
avor.‘ 


b10, 


die CO,-Abgabe wird weiter 
steigen und die „Grünflati- 
on” (der Ausdruck ist nicht 
von uns erfunden, sondern 
soll die extreme Verteuerung 
fossiler Energieträger ver- 
deutlichen) ist gewollt und 
wird auch noch von rot/ grü- 
nen Ideologen beklatscht. 


So will man Anreize set- 
zen, sich ein E-Auto zu kau- 
fen oder für Geld sein Haus 
klimagerecht umzurüsten. 
Dabei will der Staat durch 
die 19 Prozent Mehrwert- 
steuer, die auf die entstehen- 
den Kosten anfallen, wieder- 
um kräftig mitverdienen. 


Die Politiker und ihre 
Helfershelfer in den Medien 
haben jeglichen Kontakt zur 
arbeitenden Bevölkerung 
verloren und leben nur noch 
in ihrem Elfenbeinturm. 


Noch vor wenigen Jahr- 
zehnten wurde als Blut- und 
Boden-Faschist beschimpft, 
wer auf die Notwendigkeit 
eines behutsamen Umgangs 
mit unseren sowieso schon 
raren Rohstoffen, gleich 
welcher Art, hinwies. Der 
Wunsch, so autark wie mög- 
lich auf dem Energiesektor 
zu werden, wurde als über- 
holter Nationalismus lächer- 
lich gemacht. 


Der Angriff auf unseren 
Wohlstand ist wohlkalku- 
liert. Die Gesellschaft soll 
destabilisiert werden, um 
nach dem Zusammenbruch 
eine „Neue Weltordnung” 
installieren zu können. 
Deutschland werden wir 
dann nicht mehr wiederer- 
kennen! 
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30 Jahre Ukraine 
1994: Die Ukraine verzich- 


tet auf seine Atomwaffen 


und liefert sie an Russland 
ab. Russland garantiert 
dafür die bestehenden 
Grenzen der Ukraine. 


Ab 2013: Die Ukraine 
wird mit US- und EU-Un- 
terstützung aus der rus- 
sischen Wirtschaftszone 
herausgelöst. 


2014: Während der 
„Majdan-Unruhen” schie- 
fen ausländische Söldner 
auf Demonstranten und 
Polizisten und heizen die 
internationale Empörung 
an. Der Präsident wird 
gestürzt und durch den 


westorientierten Poro- 
schenko ersetzt. Dieser 
will die Ukraine an die EU 


heranführen. Die ostukra- 
inischen Gebiete Donezk 
und Lugansk wollen die 
Russlandbindung beibe- 
halten, dortige Separatis- 
ten versuchen, ihre Ge- 
biete von der Ukraine zu 
lösen. 


2014: Das Lokalpar- 
lament der Krim spricht 
sich erstmals für einen 
Anschluss an Russland 
aus. Beim Referendum 
sprechen sich 97 Prozent 
der Krim-Bewohner für 
den Anschluss aus, bei 83 
Prozent Wahlbeteiligung. 
Russland schließt mit der 


Krim einen offiziellen 
Staatsvertrag über den 
Anschluss an Russland, 


kurz darauf besetzen rus- 
sische Truppen die Halb- 
insel. 


2014: Erst der Oblast 
Donezk mit 75 Prozent 
russischsprachiger Bevöl- 
kerung, dann der Oblast 
Lugansk mit 69 Prozent 
russischsprachiger Bevöl- 
kerung erklären sich zu 
selbständigen Volksrepu- 
bliken. Seitdem herrscht 
dort Bürgerkrieg mit rus- 
sischer und ukrainischer 


 Einmischung. 
2015: Mit dem Mınsker 
, Abkommen schließen 


Russland, die Ukraine, 
Frankreich und Deutsch- 
land ein Abkommen, in 
welchem u.a. die Schaf- 
fung eines Gesetzes über 
den Sonderstatus von Do- 
nezk und Lugansk festge- 
legt wird. 

2018: Entgegen dem 
Minsker Abkommen ver- 
abschiedet Kiew ein Rein- 
tegrationsgesetz für Lu- 
gansk und Donezk, was 
der Präsident der Volks- 
republik Donezk als ein 
Kriegsrecht für die ab- 
trünnige Region bewertet. 


Neugierig geworden? 


-Hier finden Sie noch 


. weitere Informationen: 


Wer sind die Hintermän- 
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ner des Ukraine-Krieges? 


Ob in der Ukraine, im Je- 
men, am Hindukusch oder 
sonst wo in der Welt: Krieg 
ist nicht im Ansatz ent- 
schuldbar. Das menschliche 
Leid ist mit keiner politi- 
schen „Notwendigkeit“ zu 
rechtfertigen. 


Westliche Politiker ver- 
suchen allerdings mit fa- 
denscheinigen Argumenten 
ihre Mitschuld an der Es- 
kalation in der Ukraine zu 
vertuschen. Obwohl sie in 
den vergangenen Jahren mit 
einer beispiellosen Arroganz 
die Sicherheitsinteressen 
Russlands ignorierten, fühlt 
sich keiner mitschuldig. Kein 
politisch Verantwortlicher 
spricht von den gebrochenen 
Versprechungen, den nicht 
eingehaltenen Zusagen oder 
anmaßenden Äußerungen 
gegenüber Russland. 


Um so wichtiger ist es, die 
Entwicklung der letzten 30 
Jahre zu betrachten, um das 
heutige Geschehen in einen 
historischen Rahmen setzen 
zu können. 


Dazu im. Folgenden die 
Beurteilung des ehemaligen 
Generalmajors der Bundes- 
wehr, Gerd Schultze-Rhon- 
hof, zur Vorgeschichte des 
Krieges in der Ukraine: 


„Zur ` Beurteilung der 
heutigen Lage gehört eine 
Gesamtschau auf die bishe- 
rigen Volksabstimmungen, 
mündlichen Absprachen 
und Zusagen, schriftlichen 
Absichtserklärungen und 
Verträge und auf den offen- 
sichtlich international üb- 
lichen Umgang mit ihnen. 
Hierbei halten es alle Seiten 
nicht so genau damit, und 
die russische Besetzung der 
Krim passt da genau hinein: 
Am Anfang stand 1990 die 
mündliche Baker-Zusage, 
dass sich die NATO nicht 
nach Osten ausdehnen wer- 
de. Obwohl die Zusage bald 
darauf vom NATO-Gene- 
ralsekretär und vom deut- 
schen Außenminister bestä- 
tigt wurde, galt sie ab 1999 
mit der Aufnahme von Po- 
len, Ungarn und Tschechien 
nicht mehr. 


1991 votierten 93 Prozent 
der Krimbewohner in einem 
Referendum für den Verbleib 
der Krim bei Russland. Da- 
rüber ging die ukrainische 
Regierung mit einfachem 
Beschluss hinweg. 


ist 


www.un-nachrichten.de 


die Höhe schießen. 


1994 erkannte Russland 
zusammen mit anderen 
Mächten die Staatsgren- 
zen der Ukraine im Buda- 
pester Memorandum an. 
Die  Rechtsverbindlichkeit 
des Memorandums wurde 
schon im selben Jahr vom 
US-Botschafter angezweifelt 
und Putin hat sich 2014 mit 
der Krim-Übernahme nicht 
mehr an das Memorandum 
gehalten, nachdem sich die 
NATO ab 1999 nicht mehr 
an die Baker-Zusage gehal- 
ten hat. 


Im Minsker Protokoll 
(Minsk I) und im Minsker 
Abkommen (Minsk II) war 
den Oblasten Donezk und 
Lugansk Waffenruhe und 
ein Gesetz über ihren Son- 
derstatus innerhalb der 
Ukraine zugesagt worden. 
An die Waffenruhe haben 
sich offensichtlich alle Kon- 
fliktparteien nicht gehalten, 
und statt des Gesetzes über 
einen Sonderstatus hat das 
ukrainische Parlament 2018 
ein Reintegrationsgesetz 
erlassen, 
Verhandlungen mit den Ob- 
lasten Donezk und Lugansk 
gesetzlich untersagt wurden 
und die beiden Oblaste be- 
reits als vom ‚Aggressorstaat 
Russland’ 
biet“ bezeichnet wurden. 


Man fragt sich, wer hier 
wem die Türe zuschlägt. [...] 

Die USA wollen Hege- 
monialmacht in Europa blei- 


ben und bekämpfen deshalb 


Russlands Bemühen, seine 
Bedeutung in und für Euro- 
pa zu erhalten. Anders sind 
der Wirtschaftskrieg um die 
Gaspipeline Nord Stream 2 
und die amerikanische Wirt- 


Kriegsgewinnler USA? 
US-Präsident Joe Biden hatte beim US-Kongress Ende Ap- 
ril 33 Milliarden Dollar an zusätzlichen Mitteln für die 
Ukraine beantragt, davon 20 Milliarden Dollar für Mi- 
litär- und Sicherheitshilfen. Nachdem die Gelder im Mai 
aufgebraucht waren, einigte man sich im US-Repräsentan- 
tenhaus, weitere 39,8 Milliarden Dollar zur Verfügung zu 
stellen, einen Großteil davon als Militärhilfe. 


Diese „Hilfsgelder”“ landen natürlich nicht in der Uk- 
raine, diese Milliarden landen bei der US-amerikanischen 
Rüstungsindustrie, deren Aktien seit Anfang des Jahres in 


Der Krieg in der Ukraine - weit außerhalb des eigenen 
Landes, ohne den Einsatz eigener Soldaten - ist für die 
Vereinigten Staaten eine einzigartige Möglichkeit, die neue 
russische Technik risikolos „live” zu erleben und die Wirt- 
schaftsbeziehungen zwischen Russland und dem Rest Eu- 
ropas zu zerstören und damit neue Absatzmärkte für Wa- 
ren und Rohstoffe zu erschließen. 


wonach weitere 


‚okkupiertes Ge- 


facebook.com/UN.Nachrichten 


der 
Ukraine und ihr Bemü- 
hen, 2008 Georgien und die 
Ukraine in die NATO auf- 
nehmen zu lassen, nicht zu 
verstehen. Die USA treten im 
Falle der Ukrainekrise nicht 
nur als Schutzmacht, son- 
dern auch mit großer Härte 
als Wirtschaftskonkurrenz 
für Deutschland auf. Die 
USA sind der gröfste Export- 
markt Deutschlands und der 
drittgrößte Außenhandels- 
lieferant und zugleich seine 
militärische Schutzmacht. 


Die USA nutzen ihre 
Wirtschaftshebel, um die 
NATO-Mitglieder bei Bedarf 
zur Gefolgschaft zu zwin- 
gen. Das sind Boykotts, Em- 
bargos, Strafzölle, Einfrieren 


schaftsinfiltration in 


von Auslandsguthaben, Ge- 
richtsurteile gegen auslän- 
dische Großunternehmen 
mit  existenzgefährdenden 
Geldstrafen und die Weige- 
rung der Herausgabe der als 
Pfand in den USA verwahr- 
ten Goldvorräte von Bünd- 
nispartnern. |...] 


Deutschland steckt in ei- 
ner Zwickmühle zwischen si- 
cherheitspolitisch gebotener 
USA-Loyalität und -Abhän- 
gigkeit, dem Einigkeitsgebot 
der uneinigen EU-Staaten, 
seiner Abhängigkeit von 
Russlands Markt, Rohstoffen 
und militärischem Wohlver- 
halten und seiner Abhän- 
gigkeit vom Zugang zum 
chinesischen Markt und zu 
chinesischen Produkten. 


Deutschland fürchtet die 
angedrohten Wirtschafts- 
sanktionen der USA. 


Es braucht Russland als 
Energie- und Rohstoffliefe- 
rant, als Markt und friedli- 
chen Nachbarn. 

Es leidet unter der Einmi- 
schung der EU in sein Wirt- 
schaftsverhalten ___(Wider- 
stand gegen Nord Stream 2, 


 Preisauflagen für russisches 


Gas, Ausfallbürgschaften für 
die Ukraine usw.). 


Unser Fazit: Wer glaubt, 
dass die USA und ihre Ver- 
bündeten für humanitäre 
Werte in den Krieg ziehen, 
hat von Machtpolitik nicht 
das Geringste verstanden. 


Deutsche Panzer sollen Russen töten 


Die Drohungen des ukrainischen Botschafters in Berlin am 


15.4.2021: 


„Vielleicht müsse man auch über 
einen nuklearen Status der Ukraine 


nachdenken“. 


Und ein Jahr später, am 5.4.2022: 


„Russland ist ein Feindstaat für 
uns. Und alle Russen sind Feinde für 
die Ukraine im Moment“. 

| Um den Krieg weiter zu verlängern, werden deutsche 
Panzer und andere schwere Waffen in die Ukraine gelie- 


| fert, mit nur einem Ziel: um „Russen” zu töten. 


Auch wenn dies als Tabubruch bundesdeutscher Politik 


gewertet wird, es ist keiner: 


Seit Jahren beschwert sich kein deutscher Politiker, dass 
Kurden in der Türkei, in Syrien und im Irak durch deut- 


sche Panzer getötet werden. 


Seit Jahren beschwert sich kein deutscher Politiker, dass. 
| Saudi-Arabien und die Emirate mit deutschen Waffen im 
Jemen Krieg führen. 


Kontakt und Nachbestellung: 


FK UN e.V., 
Postfach 101240, 45012 Essen 


Tel. 0208 / 6201 3781 


Robert Habeck, der 


Wirtschaftsminister — 


oder ein M 


An die Nachrichten der Ta- 
gesschau vom 21. März erin- 
nern Sie sich sicherlich nicht 
mehr, aber vielleicht noch 
an die Bilder, wie sich unser 
Wirtschaftsminister als Bitt- 
steller vor dem Scheich von 
Katar ganz tief verbeugt. 


Am Ende dieses peinli- 
chen Auftritts bescheinigt 
sich Habeck auch noch selbst, 
Erfolg gehabt zu haben. 


Dabei treibt ihn nur ein 
Wunsch um: billiges russi- 
sches Erdgas, welches über 
verschiedene Pipelines nach 
Deutschland gelangt, zu er- 
setzen. 


Würde man den Worten 
des Wirtschafts- und Klima- 
ministers Robert Habeck 
nach seiner angeblich erfolg- 
reichen Katar-Reise glauben, 
ständen ab morgen die Flüs- 
siggastanker an den nicht 
vorhandenen Terminals in 
Niedersachsen und Schles- 
wig-Holstein Schlange - tun 
sie aber nicht. 


Katars Energieminister 
Saad Sherida al-Kaabi stell- 
te eindeutig fest: „Niemand 
verfügt derzeit über ausrei- 
chende Kapazitäten, um rus- 
sisches Gas zu ersetzen, und 
Europa verfügt nicht über 
die notwendige Infrastruk- 
tur. 


Selbst wenn dies möglich 
wäre, wäre der Transport 


über den Ozean eine riesige 
logistische Aufgabe. 


Das Gas muss, bevor es 
auf die Tanker kommt, auf 
minus 161 Grad Celsius he- 
runtergekühlt werden. Am 
Zielort wird in einer auf- 
wendigen Prozedur aus 
dem Flüssiggas wieder „nor- 
males“ Gas. Dieser gesam- 
te technische Prozess ver- 
braucht bis zu 20 Prozent der 
transportierten Energiemen- 
ge und ist daher sehr kosten- 
intensiv. 


Unterstellt, man könne 
uns genügend Flüssiggas lie- 
fern und auch die Terminals 
wären gebaut, bliebe immer 
noch der Transport. 


Laut dem BP Statistical 
Review of World Energy 
sind im Jahr 2020 167,7 Mil- 
liarden Kubikmeter Erdgas 
per Pipeline von Russland 
nach Europa geliefert wor- 
den. Um die gleiche Menge 


per Schiff aus anderen Län- 
dern wie den USA oder Ka- 


tar zu importieren, wären 
zusätzliche Transportkapa- 
zitäten für ca. 280 Millionen 
Kubikmeter Flüssiggas er- 


forderlich. 


Bei der heutigen Stan- 
dardgröße von 174.000 Ku- 
bikmeter pro Tanker und 
einer Transportleistung von 
etwa zehn Fahrten pro Jahr 
würde dieser Bedarf zusätz- 
liche 160 Tanker bedeuten, 
so das Bremer Instituts für 
Seeverkehrswirtschaft und 
Logistik (ISL). 

Weiterhin mangelt es in 
Europa allerdings auch an 
den Entlademöglichkeiten 
für die Tanker (in Deutsch- 
land soll 2026 das erste Ter- 
minal in Betrieb gehen). Die 
gesamte Liegezeit eines Tan- 
kers kann, mit Anlegen, Si- 
cherheitschecks, Papierkram 
und Entladevorgang, bis zu 
30 Stunden dauern, so der 


„Vaterlandsliebe fand ich 
stets zum Kotzen. Ich wusste 
mit Deutschland noch nie 
etwas anzufangen und weiß 
es bis heute nicht.“ 


Robert Habeck, in »Patriotismus : Ein linkes Plädoyer«, 


Gütersloher Verl.-Haus 2010 


archenonkel? 


Geschäftsführer der German 
LNG Terminal GmbH, Rolf 
Brouwer. 


Hinzu kommt, dass die 
vorhandene Erdgasinfra- 
struktur in Europa nicht für 
eine Bedarfsdeckung über 
LNG-Terminals, sondern für 
einen Gasfluss von Ost nach 
West ausgelegt ist. Eine Gas- 
versorgung wie bislang ist 
mit Flüssiggas aus den USA 
oder Katar so nicht möglich. 


Zusätzlichen Umweltbe- 
lastungen durch den Trans- 
port und das umweltschädi- 
gende „Fracking“, mit dem 
ein Großteil des Gases in den 
USA gewonnen wird, wer- 
den wohlweislich nicht er- 
wähnt. 


Ein Ersatz des russischen 
Gases ist schlichtweg kurz- 
fristig nicht möglich - bei 
einem Embargo wären die 
wirtschaftlichen Folgen für 
Deutschland unabsehbar. 


Vielleicht hätte der Wirt- 
schafts- und Klimaminis- 
ter Habeck lieber einmal 
mehr seinen Mundschutz 
auflassen sollen, bevor er 
(wie in der erwähnten Ta- 
gesschau-Sendung) „groß- 
artigerweise” einen Erfolg 
vermeldet. Sonst könnte aus 
dem Kinderbuchautor Ro- 
bert Habeck ganz schnell 
„Robert, der Märchenonkel” 
werden. 


grünen 


Habecks 
Befähigung zum 
Minister 


Robert Habeck stellte in ei- 
ner 45-minütigen ARD-Do- 
kumentation (6.12.2021) 
seine Befähigung für ein 
Ministeramt zur Schau. 


Habeck: „Ich weiß 
nicht, was ich mor- 
gen mache. Ich weiß 
nicht, was ich Freitag 
mache. Ich habe vor 
fünf Tagen mal Kla- 
motten gewaschen, 
die stehen da seit 
fünf Tagen im Flur 
rum, seit zehn Tagen 
habe ich nicht mehr 
abgewaschen, der 
Müll ist nicht raus- 
gebracht, die Milch 
ist alle. Heute Mor- 
gen habe ich Müsli 
mit Wasser geges- 
sen - ohne Scheiß. 
Ich hatte keine Milch 
mehr und auch keine 
Hafermilch und gar 
nichts mehr.” 


Frage: „Ist Ihre Frau 
nicht da?” Habeck: „Ne, 
die will auch nicht zugu- 
cken, wie ich untergehe! 
Wir haben uns länger nicht 
gesehen jetzt.” 


Habeck hat seine eigene 
Verwahrlosung zur Schau 
gestellt, auf den Mitleids- 
faktor gehofft und wurde 
zwei Tage nach Ausstrah- 
lung vom Bundespräsiden- 
ten zum Bundesminister 
für Wirtschaft und Klima- 
schutz ernannt. 


‚Wir ahnen schon, wie 
Habeck Wirtschaft und 
Klima „retten“ wird und 
welcher Wind nun durch 
das Ministerium weht 


Habeck, der 
Kinderbuchautor 


In diesen politisch äu- 
ferst schwierigen Zeiten 
wird das wichtige Amt ei- 
nes Wirtschaftsministers 
ausgerechnet von einem 
Kinderbuchautor 
wahrgenommen. 


Zuvor machte Habeck 
seinen Doktor in Hamburg 
mit seiner Dissertation „Die 
Natur der Literatur : zur 
gattungstheoretischen Be- 
sründung literarischer Äs- 
thetizität”. 

Dies ist absolut ehren- 
wert und vor allem bemer- 
kenswert, ist er doch einer 
der wenigen Grünen, die 
einen solchen Abschluss 
aufzuweisen haben. Ob ihn 
dies allerdings für das Amt 
eines Wirtschaftsministers 
qualifiziert ist mehr als 
fraglich. 


Im Sommer letzten Jahres 


verfasste die heutige Bun- 


desministerin des Innern 
und für Heimat und damit 
die Chefin von Polizei und 
Verfassungsschutz, Nancy 
Faeser, einen Beitrag für 
das Magazin „antifa“. Die 
Herausgeber. ..dieses  Blätt- 
chens werden vom Verfas- 
sungsschutz als linksextre- 


mistisch eingestuft: 


„Die VVN-BdA ist die 
bundesweit größte linksex- 


. tremistisch beeinflusste Or- 


ganisation im Bereich des 
Antifaschismus. Sie arbeitet 
mit offen linksextremisti- 


WAHRHEIT 


In der VVN-BdA wird nach 


wie vor ein kommunistisch 
orientierter Antifaschismus 
verfolgt. Diese Form des 
Antifaschismus dient nicht 
nur dem Kampf gegen den 
Rechtsextremismus. Viel- 
mehr werden alle nicht mar- 
xistischen Systeme - also 
auch die parlamentarische 
Demokratie - als potenziell 
faschistisch, zumindest aber 
als eine Vorstufe zum Fa- 
schismus betrachtet, die es 
zu bekämpfen gilt.” 

Das alles interessiert die 
Genossin Innenministerin 


welches Sie als „politische 
DNA ihrer Partei”, der SPD, 
beschreibt: 

»Aber die größte 
Gefahr für unsere 
Demokratie ist der 
Rechtsextremis- 
MUS.« 


WAHRHEIT — KLARHEIT — OFFENHEIT 


Wir wollen Wahrheit! 
Es gibt in den „Quali- 
tätsmedien” genügend 
Berichte, die nicht stim- 
men. Manche lassen 
bewusst Informationen 


- KLARHEIT ~- 


digen und selbst Wein 
trinken, dann nennen 
wir das auch so und 
nicht anders. 
Spekulanten und mul- 
tinationale 


Wer auf einem Auge 
blind ist, den interessieren 
natürlich keine Fakten (sie- 
he Graphik). Die „politische 
DNA“ ist das einzige, was 
zählt. 


In der Phantasie einer 
Nancy Faeser trainieren 
anscheinend rechtsradikale 


Wenn 


Konzerne 


OFFENHEIT 


wie wollt Ihr den | 
"Rechtsstaat schüt- 
zen, wenn Eure 
Chefin mit Links- 
T extremisten zu- 
: rsammenarbeitete? 


paramilitärische Einheiten 
jedes Wochenende in einem 
deutschen Forst. 


Daher wird die Genos- 
sin auch nicht müde, die 
Repressionsschraube ge- 
gen alle, die in ihren Augen 
„rechts“ sind, weiter anzu- 
ziehen. 


aber nicht, ihr ganzes Han- 


schen Kräften zusammen. deln dient nur einem Ziel, 


Rechtsextremismus Linksextremismus Islamismus 
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„210 Ermittlungsverfahren mit Bezug zum islamistischen 
Terrorismus hat die Behörde [Bundesanwaltschaft] dieses 
Jahr bis Ende Oktober neu eingeleitet. Gegen Linksextremis- 
ten leitete sie zehn, gegen Rechtsextremisten fünf Verfahren 
ein. Im Jahr 2020 sah es ähnlich aus: Damals leitete die Be- 
hörde 372 Ermittlungsverfahren gegen Islamisten ein, zehn 
gegen rechte und vier gegen linke Extremisten.” 


NZZ, 3112.2021 


Sie möchten diese Ausgabe 
nachbestellen und weitergeben? 
Anruf genügt: 0208 - 6201 3781 


erwünschte Kostenbeteiligung: 
20 Cent je Exemplar plus Versand 


Neugierig geworden? 
Hier finden Sie noch 
weitere Informationen: 


www.un-nachrichten.de 


aus, andere werden erst 
gar nicht veröffentlicht, 
um die Bürger ruhig zu 
halten. Wir aber veröf- 
fentlichen nur, was wir 


- durch Quellen belegen 


können. 


Wir wollen Klarheit! 
Wie oft serviert Ihnen 
Ihre Tageszeitung blu- 
mig formulierte Berich- 
te von hoher journalis- 
tischer Schreibkunst? 
Doch wie viele harte 
Daten und Fakten ste- 
cken wirklich dahinter? 
Meistens nur wenige, 
die in die Meinung des 
Berichterstatters geklei- 
det werden. Und hat 
man am Ende wirklich 
verstanden, worum es 
geht? Unsere Berichte 
soll wirklich jeder Bür- 
ger verstehen. 


Wir wollen Offenheit! 
Wir nennen Ross und 
Reiter beim Namen. 
Wenn die Politik das 
Volk an der Nase he- 
rumführen will oder 
einfach ignoriert; wenn 
Politiker Wasser pre- 


ihren Profit auf dem 


Rücken der Normal-- 


sterblichen erwirt- 
schaften, dann nennen 
wir das auch so und 
nicht anders. Wenn 
die uns vorgegaukelte 
schöne multikulturelle 
Welt mal wieder ihre 
hässliche Fratze zeigt, 
dann zeigen wir das 
auch so und nicht an- 
ders. 


Seit fünf Jahrzehnten 
hat sich unsere Form 
der Öffentlichkeitsar- 
beit bewährt. Unsere 
Informationen finden 
sich nicht nur in poli- 
tischen Diskussionen 
wieder, sondern sind 


auch Grundlage für 


unzählige Bücher und 
andere Publikationen 
und werden nicht sel- 
ten von politischen 
Parteien und Organi- 
sationen in ihre Arbeit 
eingebaut. 


Der Erfolg unserer Ar- 


beit? Dies kann man. 


nur mit einer Gegen- 
frage beantworten: Wie 


facebook.com/UN.Nachrichten 
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Die Bestellmö 


weit 
hätten es die Re- 
gierenden getrieben, 


wenn es im Volk gar 
keinen Widerstand ge- 
gen Verzicht und Mul- 
tikulti gegeben hätte? 


Den ersten Teil des 
Weges, den Etablierten 
das Vertrauen zu ent- 
ziehen, haben wir, zu- 
mindest in Ansätzen, 
geschafft und damit ein 
Teilziel erreicht. 


Was bringt die Zu- 
kunft? Ein großer 
Stützpfeiler unserer Ar- 
beit sind unsere Leser, 
die unsere Ausgaben 
in großsen Stückzahlen 
„unters Volk“ bringen. 


Die UN werden gezielt 
an interessierte Freun- 
de weitergegeben oder 
in Arztpraxen „verges- 
sen”. Fernfahrer geben 


r > 
Zeitschrift "e 


5glichkeiten ginden Sie 


Sei 
ganz unten auf dieser 


UN in den Rast- 
stätten an Kollegen 
oder Taxifahrer an ihre 
Kunden weiter. Somit 
erhält die UN einen im- 
mer größeren Verbrei- 
tungsgrad. Unter den 
„Zufallslesern” finden 
sich nicht selten künf- 
tige neue UN-Bezieher 
und Förderer. 


Wenn auch Sie einen 
Beitrag mit einbringen 
wollen, unterstützen 
Sie unsere Arbeit. Be- 
stellen Sie 20, 50, 100 
oder mehr Exempla- 
re dieser Ausgabe zur 
Weitergabe nach oder 
unterstützen Sie die 
Verbreitung mit ei- 
ner Spende. Handeln 
Sie ebenso wie unsere 
treuen Leser, frei nach 
dem Motto: „Aller An- 
fang ist meine eigene 
Tat!” | 


Kontakt und Nachbestellung: 
FK UN e.V., 


Postfach 101240, 45012 Essen 
Tel. 0208 / 6201 3781 
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WAHRHEIT - 


KLARHEIT - 


OFFENHEIT 


Das Bundesverfassungsgericht: 


Verlängerter Arm der Herrschenden? 


In jeder funktionierenden 
Demokratie gilt das Gesetz 
der Gewaltenteilung. Die 
Legislative, die Exekutive 
und die Judikative sind die 
Grundpfeiler eines jeden 
demokratischen Gemeinwe- 
sens. 

Die Judikative, sprich die 
richterliche Gewalt in einem 
Staat, soll von unabhängi- 
gen Richtern nach Gesetz 
und Recht ausgeübt werden. 


Am 5.11.1975 erklärte das 
Bundesverfassungsgericht: 
„Die parlamentarische De- 
mokratie basiert auf dem 
Vertrauen des Volkes; Ver- 
trauen ohne Transparenz, 
die erlaubt zu verfolgen, 
was politisch geschieht, ist 
nicht möglich”. Gerade bei 
Entscheidungen des Parla- 
ments in eigener Sache sei 
Öffentlichkeit „die einzige 
wirksame Kontrolle”. 


Dem Bundesverfassungs- 
gericht obliegt die Kontrolle 
des verfassungsmäfßig be- 
stimmten politischen Le- 
bens. 


Das hört sich bis dahin 
sehr überparteilich und un- 
abhängig an. Artikel 94 (1) 
Grundgesetz lässt allerdings 
schon aufhorchen: 


„Das Bundesverfassungs- 
gericht besteht aus Bun- 
desrichtern und anderen 
Mitgliedern. Die Mitglieder 
des Bundesverfassungsge- 
richtes werden je zur Hälfte 
vom Bundestage und vom 
Bundesrate gewählt. Sie 
dürfen weder dem Bundes- 
tage, dem Bundesrate, der 
Bundesregierung noch ent- 
sprechenden Organen eines 
Landes angehören.” 


Die 16 Richterinnen und 
Richter haben eine einmali- 
ge Amtszeit von zwölf Jah- 
ren und sitzen im Ersten 
oder Zweiten Senat. 


Das Auswahlverfahren 
und letztendlich auch die 
Wahl der Richter öffnen 
parteipolitischen Interessen 
Tür und Tor. 


In der Vergangenheit hat- 
te der Wahlmodus zur Kon- 
sequenz, dass Union und 
SPD im Vorfeld jeder Beset- 
zung untereinander einen 
konsensfähigen Kandidaten 


auskungelten, den sie dann 


mit ihren Stimmen durch 
die entsprechende gesetzge- 
bende Körperschaft bringen 
konnten. Da die „großen 
Volksparteien” immer mick- 
riger wurden, mussten zur 
Mehrheitsbeschaffung auch 
die FDP und die Grünen mit 
ins Boot geholt werden. 


So lautet die aktuelle For- 
mel bei der Besetzung der 
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beiden Senate 3-3-1-1 - was 
ungemein zur Steigerung 
der fachlichen „Qualität“ 
der Kandidaten beiträgt. 


Dies nur zum Grundver- 
ständnis, um Urteile aus der 
jüngsten Vergangenheit bes- 
ser verstehen zu können. 


Das Bundesverfassungs- 
gericht war schon immer 
eine durch die Parteien 
dominierte Einrichtung. 
Spätestens aber seit der 
CDU-Politiker Stephan Har- 
barth Präsident des Bun- 
desverfassungsgerichtes ist, 
häufen sich Urteile, die noch 
mehr politisch motiviert 
sind als es in der Vergan- 
genheit üblich war. 

Im April letzten Jahres 


wurde das „Klima-Urteil” 
gefällt, welches die Poli- 


tiker wenig überraschend 
verpflichtet, für „zukünfti- 
ge Generationen” jetzt und 
umgehend den CO,-Aus- 
stoß der BRD zu reduzieren. 


Das Bundesverfassungs- 
gericht verpflichtet den 
Gesetzgeber zu härteren 
Klima-Verordnungen - um 
zukünftigen Generationen 
das Weiterleben zu ermög- 
lichen. Dafür dürfen dann 
auch „selbst gravieren- 
de Freiheitseinbußen zum 
Schutz des Klimas verhält- 
nismäßig und verfassungs- 
rechtlich gerechtfertigt 
sein”. 

Ein Freibrief für eine rot- 
grün-gelbe Koalition, um 
nahtlos an die „Corona”- 
Freiheitsbeschränkungen 
anschließen zu können. 


»Somit benötigen wir 
 Mafinahmen zur Bewälti- 
gung des Klimawandels, 


die analog zu den Ein- ~ 


schränkungen der 


persönlichen 
Freiheit in der 


Pandemie- 
Bekämpfung 


— 


Karl Lauterbach 


{ 


Foto: Heinrich-Böll-Stiftung / flic.kr/p/dWphCy / fk-un.de/CC-BY-SA-20 
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Und weiter: „Völlig unzu- 
länglich wäre zudem, dem 
Klimawandel freien Lauf zu 
lassen und den grundrecht- 
lichen Schutzauftrag allein 
durch sogenannte Anpas- 
sungsmaßnahmen umzu- 
setzen. |[...]| Danach darf 
nicht einer Generation zu- 
gestanden werden, unter 
vergleichsweise milder 
Reduktionslast große Tei- 
le des CO,-Budgets zu ver- 
brauchen, wenn damit zu- 
gleich den nachfolgenden 
Generationen eine radikale 
Reduktionslast überlassen 
und deren Leben umfas- 
senden Freiheitseinbußen 
ausgesetzt würde. Künftig 
können selbst gravieren- 
de Freiheitseinbußen zum 
Schutz des Klimas verhält- 
nismäßig und verfassungs- 
rechtlich gerechtfertigt sein; 
gerade deshalb droht dann 
die Gefahr, erhebliche Frei- 
heitseinbußen hinnehmen 
zu müssen.” 


Für das Urteil bedankten 
sich auch brav die Regieren- 
den. 


Wie der frühere Ham- 
burger Umweltsenator Fritz 
Vahrenholt (SPD) feststell- 
te, sind ganze Passagen des 
Urteils bereits fünf Monate 
vorher in einem Grünen-Pa- 
pier aufgetaucht. 


Zufall? 
Unwahrscheinlich! 


) 


-~ 


Umso wunwahrscheinli- 


cher, wenn man weiß, dass 


die Verfassungsrichterin 
Gabriele Britz, die maßgeb- 
lich an dem Urteil mitge- 
wirkt hat, die Ehefrau des 
Frankfurter Grünen-Poli- 
tikers Bastian DBergerhoff 
ist. Auf dessen Website 
erschienen bereits im De- 
zember 2020 Feststellungen 
und Formulierungen zum 
Klimaschutz, wie sie in der 
Urteilsbegründung wieder- 
zufinden sind. 


Frau Britz hielt es auch 
nicht für nötig, wie man es 
von einem korrekten Rich- 
ter erwarten müsste, Gegen- 
argumente in das Verfah- 
ren einfließen zu lassen. Es 
drängt sich so der Verdacht 
auf, dass Frau Britz und ihr 
Gatte, verbunden durch 
Tisch und Bett, in heime- 
liger Runde zu Hause bei 
Chips und Bier das Urteil 
gemeinsam ausgekaspert 
haben könnten. 


Nein, wir berichtigen 
uns, nicht ausgekaspert, 
sondern konspirativ (zum 
Schaden des deutschen Vol- 
kes, unter dem Deckmantel 
der Rechtsstaatlichkeit?) ein 
Urteil herbeigeführt haben 
könnten, dass uns nicht nur 
hunderte von Milliarden 
Euro kosten wird, sondern 
auch massiv in das Leben 
der Menschen eingreifen 
wird! 
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Steinmeier würdigt 
RAF-Terroristin 


In den 70er und 80er Jahren erschüt- 
terten die RAF-Ierroranschläge die 
BRD. Diese richteten sich gegen das 
System und die sie tragenden Institu- 
tionen - Polizisten, Richter und Wirt- 
schaftsführer waren die bevorzugten 
Opfer. In „linksintellektuellen Krei- 
sen‘ machte man keinen Hehl dar- 
aus, dass „klammheimliche Freude“ 
aufkam, wenn es „die Richtigen” traf. 


Zu den Gründungsmüttern der 
RAF gehörte Gudrun Ensslin, die 
sich in der Haft in Stammheim 1977 
unter mysteriösen Umständen das 
Leben nahm. 


Die Regisseurin Margarethe von 
Trotta verfilmte das „politische“ 
Leben Ensslins - und zwar sehr 
„behutsam“ und mit viel „Einfüh- 
lungsvermögen”. Der Film die „Die 
bleierne Zeit” versuchte im Nach- 
hinein, Rechtfertigungsgründe für 
das Handeln der Linksterroristin 
zu finden. Soviel zur Vorgeschichte. 


Anlässlich des 80. Geburtstages 
der Regisseurin schickte Bundesprä- 
sident Frank-Walter Steinmeier im 
Februar ein Glückwunschschreiben. 
Darin lobte er das Wirken Frau von 
 Trottas, die „großen Frauen der Welt- 
geschichte” ein filmisches Denkmal 
gesetzt hätte. 


Zu den „großen Frauen der Welt- 
geschichte” zählt Herr Steinmeier 
die erwähnte Frau Ensslin und die 
Bolschewistin Rosa Luxemburg. Sein 
Glückwunschschreiben im Wortlaut: 


„Film gehört für mich zum Leben 
- ich filme, um zu überleben‘ haben 
Sie einmal gesagt. Mit der Ihnen ei- 


ARD und ZDF wollen 
600 Millionen Euro 
Nachschlag 


Die öffentlich-rechtlichen Sender 
schätzen, dass sie zwischen 2021 
und 2024 durch „Corona“ einen 
zusätzlichen Finanzbedarf von 600 
Millionen Euro haben. 


Nun könnte man annehmen, 
diese Summe sei für Hygienemaß- 
nahmen eingeplant, als da wären: 
Mundspülungen nach Nachrich- 
tensendungen, Desinfektionsmittel 
nach Sendungen wie Monitor oder 
Panorama, lIdeologie-Impfungen 
durch die Regierenden bei den Chef- 
redakteuren, Nasen-Mundschutz, 
um den selbst verfassten Müll nicht 
riechen zu müssen, Sauerstoffdu- 
schen, um nicht an den eigenen Lü- 
gen zu ersticken oder ähnliches. 
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genen Handschrift ermöglichen Sie 
neue Sichtweisen, insbesondere auf 
große Frauen der Weltgeschichte, 
die sich den Brüchen und Zumutun- 
gen ihrer jeweiligen Zeit mit großer 
Intelligenz, persönlicher Stärke und 
einem ausgeprägten Willen zur Ver- 
änderung der gesellschaftlichen als 
auch politischen Verhältnisse stellen. 
Sei es das Leben von Gudrun Ensslin, 
Rosa Luxemburg, Hildegard von Bin- 
gen oder Hannah Arendt - allen die- 
sen Frauen und vielen anderen haben 
Sie unvergessliche filmische Porträts 
gewidmet. Filme wie ,Die bleierne 
Zeit’ oder ‚Die verlorene Ehre der Ka- 
tharina Blum’ sind zu Meilensteinen 
deutscher Kinogeschichte geworden. 
Sie bleiben auf ewig in unserem ci- 
neastischen Gedächtnis. Sie haben 
mit Ihrem Wirken zum kulturellen 
Ansehen unseres Landes beigetra- 
gen. Dafür sage ich Ihnen heute mei- 
nen Dank.” 


Nachdem im Bundespräsidialamt 
irgendjemandem auffiel, dass es sich 
bei Frau Ensslin um eine verurteilte 
Mörderin handelt und der Herr Bun- 
despräsident wieder einmal ein biss- 
chen zu wenig „neutral“ war, wurde 
die Grußbotschaft von der Internet- 
seite entfernt. 


Eine Sprecherin: „Das ist ganz 
klar ein Fehler. Eine verurteilte Mör- 
derin gehört nicht in diese Reihe. Wir 
entschuldigen uns und werden das 
Glückwunschschreiben korrigieren.” 


Schon klar, eindeutig war es ein 
Fehler, die wahre Gesinnung so of- 


fensichtlich zu machen! Dass Stein- 


meier den Namen Gudrun Ensslin 
nicht historisch einordnen kann, das 
wollen wir ihm nicht glauben. 


Nein, dafür werden die Öffent- 
lich-Rechtlichen sicherlich keinen 
Cent ausgeben. Ihre Begründung: 
Durch die „Corona”-Politik seien 
die Einnahmen wegen sinkender 
Wirtschaftskraft zurückgegangen. 
Was für eine Überraschung! 


Wegen der „Corona”-Politik 
und einer völlig verfehlten Ener- 
giepolitik fehlen jedem Haushalt 
in Deutschland aufs Jahr gerechnet 
mehrere tausend Euro - nur dies 
kümmert weder die Politiker noch 
die gutbezahlten Damen und Her- 
ren „Journalisten“ bei ARD und 
ZDF. 


Daher kann die Forderung nur 
lauten: 


Sofortige 


Abschath | | “= 
Zwangsgebühren für diese Hofbe- 
richterstatter! | 


KLARHEIT 


Weitere Zuwanderung 
in die Sozialsysteme 


Carola Rackete, ihres Zeichens 
„Flüchtlings-Aktivistin”, ist gegen- 
über der Innenministerin Nancy Fae- 
ser nur ein kleines Licht. Was sind 
schon ein paar hundert Migranten, 
die aus „Seenot” gerettet werden, im 
Vergleich zu Hunderttausenden afri- 
kanischen „Flüchtlingen“, die, nach 
dem Willen von Frau Faeser, eine 
„Koalition der Willigen” in Europa 
aufnehmen soll? 


Der Haken bei der Sache ist al- 
lerdings, dass kein anderes Land so 
richtig will. 

Die listigen Gallier locken uns, 
pfiffig wie sie sind, mit dem Ver- 
sprechen, auch den ein oder ande- 
ren Migranten aufzunehmen, in die 
europäische Isolationsfalle. Die ihrer 
einheimischen Bevölkerung gegen- 
über verpflichteten EU-Regierungen 
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haben allerdings bereits dankt ab- 
gelehnt. 


Inzwischen warnten auch deut- 
sche Sicherheitsbehörden vor dem 
Wahnsinn, den diese Antifantistin 
plant. Nach Einschätzung der Fach- 
leute wird der Migranten-Druck auf 
Westeuropa durch das Handeln der 
deutschen Regierung erheblich er- 
höht. Die Zahlen würden steigen 
und die bekannten Flüchtlings-Rou- 
ten würden noch stärker genutzt als 
bereits jetzt. | 


Auch die von Faeser angekündig- 
te Unterstützung der „Seenotretter” 
im Mittelmeer würde die Migranten- 
ströme nur verstärken. 


Ausgerechnet ein Mitglied der 
Grenzöffnungsparteii CDU/CSU, 
der CSU-EU-Abgeordnete Markus 
Ferber, spielt sich dabei als Hüter 
unserer Identität auf: „Die Bundes- 
innenministerin ist unserem Land 
und nicht der Antifa verpflichtet. 
Ihre Reformversuche in der europä- 
ischen Flüchtlingspolitik werden für 
Deutschland zum Sicherheitsrisiko.” 
- Gut gebrüllt, Löwe! 


Millionen Menschen leben in Armut 


13,4 Millionen Menschen leben in Deutschland in Armut. Umgerechnet 
sind das 16,1 Prozent der Bevölkerung. 1998 lag die Quote noch bei 10,3 
Prozent. Unter den Bundesländern steht Bremen mit einer Armutsquote 
von 28,4 Prozent auf dem traurigen ersten Platz. 


Bruttorente unter 1.300 Euro 


Nach 45 Berufsjahren in Vollzeit droht derzeit jedem dritten Beschäftigten 
eine Bruttorente unter 1.300 Euro. Nach Abzug von Kranken- und Pflege- 
versicherung sind dies etwa 1.160 Euro Rente. 


UBER UNSERE ARBEIT 


Als sich 1969 die Unabhängigen Freundes- 
kreise bildeten und die erste UN erschien, 
war das eine Konse- 
quenz aus vergebli- 
chen Versuchen seit 
den 50er Jahren, mit 
einer nationalen 
Partei den Durch- 
bruch auf die politi- 
sche, die parlamen- 
tarische Bühne zu 
schaffen. 


SEPA-Überweisung/Zahlschein 


Name und Sitz des überweisenden Kreditinstituts 
Angaben zum Zahl 


noch Verwendungszweck 


Es waren nicht nur 
die übermächtigen 
äußeren Gegner in 
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UN-FERIEN- -SONDERAUSGABE 


Angaben zum Kontoinhaber/Zahler: Name, Vorname/Firma, Ort (max. 27 $teilen, keine Strafen- oder Posttachangaben} 


nur ihre eigene Partei meinten, die die Al- 
leinseligmachende sei. 


Mehr als 50 Jahre schaffen wir es mit un- 
seren begrenzten Mitteln und trotz aller 
Anfeindungen, 
gegen den „indu- 
zierten Irrsinn” 
der Vernunft eine 
Stimme zu geben. 


Während die 
Meinungsmacher 
ungestraft ihren 
Hass und ihre 
Hetze „gegen 
rechts” ausleben, 
müssen wir jede 
UN-Ausgabe von 


Für Über weiluingen in 
Deutschland 
in andere z 
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Name, Vorname/Firma (max. 27 Stollen, bei maschinelier Beschriftung max. 35 Stellen) 


FREUNDESKREIS UN E.V. 


Betrag: Euro, Cent 


2 Zeilen à 35 Stellen) 


Staat und Gesellschaft, Agenten und Pro- 
vokateure, die alle Versuche zunichte- 
machten, sondern auch innere Kleingeis- 
terei, Partei-Scheuklappen und Konkur- 
renzdenken. 


Die „Gründerväter“ der UN folgten der 
Erkenntnis, dass eine „Nationale Samm- 
lung” unter dem Namen einer einzigen 
Partei nicht möglich war. Sie war ein 
Traumziel vieler, die aber meistens dann 
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Kontaktanschrift: 


FK UN e.V. 
Postfach 101240 
D-45012 Essen 


Telefon: 0208 - 62 01 37 81 
Telefax: 0208 - 62 01 75 17 


E-Mail: 
info@un-nachrichten.de 


Internet: 
www.un-nachrichten.de 


Schriftleitung: 
Annette Kruse (verantw.) 


Anwälten „freiwillig“ vorzensieren las- 
sen, um nicht vor dem Kadi zu landen. 
Das allein kostet monatlich mehrere hun- 
dert Euro, an denen es oft mangelt. 


Deshalb sind wir umso dankbarer, wenn 
Sie uns bei der Verbreitung dieser Sonder- 
ausgabe unterstützen. 


Unsere Staffelpreise (einschl. Versand) be- 
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27 Euro, 500 St. 120 Euro, 1000 St. 200 Euro 
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